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Schriftlicher Bericht 

des Ausschusses für Arbeit 
(21. Ausschuß) 

über den von der Fraktion der CDU/CSU eingebrachten Entwurf 
eines Gesetzes zur Änderung des Betriebsverfassungsgesetzes 

— Drucksache IV/ 2301 — 


A. Bericht des Abgeordneten Stephan 


Der von der Fraktion der CDU/CSU eingebrachte 
Gesetzentwurf wurde in der 130. Sitzung des Deut- 
schen Bundestages am 10. Juni 1964 dem Ausschuß 
für Arbeit überwiesen. Der Ausschuß beriet den 
Gesetzentwurf in seiner 89. Sitzung am 8. Oktober 
1964. 

Die Erfahrungen mit dem Betriebsverfassungsge- 
setz haben gezeigt, daß die zweijährige Amtszeit zu 
kurz bemessen ist. Sie erschwerte nicht nur die Ein- 
arbeitung des neugewählten Betriebsrates, sondern 
auch die sachliche und vertrauensvolle Arbeit der 
mit der Betriebsgestaltung beteiligten Stellen. 


Die Verlängerung der Amtszeit von zwei auf drei 
Jahre wurde gewählt, weil damit die Amtszeit des 
Betriebsrates der Amtszeit der weitaus überwiegen- 
den Zahl aller Gremien der politischen, wirtschaft- 
lichen und sozialen Selbstverwaltung angenähert 
wird. 

Bezüglich der Amtszeit der jugendlichen Vertre- 
ter ist es bei dem geltenden Recht geblieben. Es er- 
schien unzweckmäßig, diesen Zeitabschnitt ebenfalls 
zu verlängern, weil andernfalls diese beratende Son- 
dervertretung ihres Charakters als einer typischen 
Repräsentation (insbesondere der in Berufsausbil- 
dung Beschäftigten) beraubt würde. 


Bonn, den 22. Oktober 1964 


Stephan 

Berichterstatter 


B. Antrag des Ausschusses 

Der Bundestag wolle beschließen, 

den Gesetzentwurf — Drucksache IV/2301 — in der 
aus der nachstehenden Zusammenstellung ersicht- 
lichen Fassung anzunehmen. 

Bonn, den 22. Oktober 1964 

Der Ausschuß für Arbeit 

Scheppmann Stephan 

Vorsitzender Berichterstatter 
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Drucksache IV/ 2655 


Deutscher Bundestag — 4. Wahlperiode 


Zusammenstellung 

des von der Fraktion der CDU/CSU eingebrachten Entwurfs 
eines Gesetzes zur Änderung des Betriebsverfassungsgesetzes 

— Drucksache IV/2301 — 

mit den Beschlüssen des Ausschusses für Arbeit 
(21. Ausschuß) 


Entwurf 


Entwurf eines Gesetzes 

zur Änderung des Betriebsverfassungsgesetzes 

Der Bundestag hat mit Zustimmung des Bundes- 
rates das folgende Gesetz beschlossen: 

Artikel 1 

Das Betriebsverfassungsgesetz vom 11. Oktober 
1952 (Bundesgesetzbl. I S. 681) wird wie folgt ge- 
ändert: 

1. § 21 Satz 1 erhält folgende Fassung: 

„Die Amtszeit des Betriebsrats beträgt drei 
Jahre." 


2. ln § 22 Abs. 1 Buchstabe a werden die Worte 
„mit Ablauf eines Jahres" ersetzt durch die 
Worte „mit Ablauf von achtzehn Monaten". 

Artikel 2 

Die durch Artikel 1 geänderten Vorschriften des 
Betriebsverfassungsgesetzes gelten nicht für die 
Amtszeit und die Neuwahl der bei Inkrafttreten 
dieses Gesetzes im Amt befindlichen Betriebsräte. 

Artikel 3 

Dieses Gesetz gilt nach Maßgabe des § 13 Abs. 1 
des Dritten Überleitungsgesetzes vom 4. Januar 1952 
(Bundesgesetzbl. I S. 1) auch im Land Berlin. 

Artikel 4 

Dieses Gesetz tritt mit Wirkung vom 1. Januar 
1965 in Kraft. 


Beschlüsse des 21. Ausschusses 


Entwurf eines Gesetzes 

zur Änderung des Betriebsverfassungsgesetzes 

Der Bundestag hat mit Zustimmung des Bundes- 
rates das folgende Gesetz beschlossen: 

Artikel 1 

Das Betriebsverfassungsgesetz vom 11. Oktober 
1952 (Bundesgesetzbl. I S. 681) wird wie folgt ge- 
ändert: 

1. § 21 erhält folgende Fassung: 

„§ 21 

Die Amtszeit des Betriebsrats beträgt drei 
Jahre, die Amtszeit der nach § 20 Abs. 2 gewähl- 
ten Jugendvertreter zwei Jahre. Die Amtszeit 
beginnt mit dem Tage der Wahl oder, wenn zu 
diesem Zeitpunkt noch ein Betriebsrat besteht, 
mit Ablauf von dessen Amtszeit." 

2. unverändert 


Artikel 2 

Die durch Artikel 1 geänderten Vorschriften des 
Betriebsverfassungsgesetzes gelten nicht für die 
Amtszeit der bei Inkrafttreten dieses Gesetzes im 
Amt befindlichen Betriebsräte. 

Artikel 3 
unverändert 


Artikel 4 

Das Gesetz tritt am Tage nach seiner Verkündung 

in Kraft. 
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